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ARBEITSRECHT

KÜNDIGUNGSRECHT

Langjährige Tätigkeit ist bei fristloser Kündigung zu  
berücksichtigen
|  Ist der Arbeitnehmer bereits sehr lange beanstandungsfrei im Betrieb tätig, begründet die 
besonders lange Betriebszugehörigkeit ein erhebliches Bestandsschutzinteresse. Das Inter­
esse der Arbeitgebers, das Arbeitsverhältnis wegen einer Verfehlung fristlos mit sofortiger 
Wirkung zu beenden, tritt dahinter zurück.  |

Mit dieser Begründung erklärte das Landesarbeitsgericht (LAG) die fristlose Kündigung eines 
Arbeitnehmers für unwirksam. Dieser war seit 49 Jahren in dem Betrieb beschäftigt. Dann war 
er wegen eines möglichen Arbeitszeitbetrugs aufgefallen. Die Richter stellten klar, dass zwar 
auch eine besonders lange Betriebszugehörigkeit nicht rechtfertige, dass ein Arbeitnehmer  
eine Arbeitsunfähigkeit vortäuscht oder sich genesungswidrig verhält. Die lange Betriebszu­
gehörigkeit werde bei der Interessenabwägung jedoch höher bewertet. Daran ändere auch 
nichts, dass der Arbeitnehmer in seiner Eigenschaft als Schichtführer eine Vorbildfunktion für 
zwei Mitarbeiter hat.

QUELLE  |  LAG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 13.7.2017, 5 Sa 49/17, Abruf-Nr. 196821 unter www.iww.de.

KÜNDIGUNGSRECHT

Tätigkeit für das Ministerium für Staatssicherheit rechtfertigt 
nicht immer eine Kündigung
|  Die frühere Tätigkeit als inoffizieller Informant für das Ministerium für Staatssicherheit 
(MfS) ist nicht in jedem Fall ein Kündigungsgrund.  |

So entschied es das Landesarbeitsgericht (LAG) Berlin-Brandenburg im Fall eines Arbeit­
nehmers. Dieser war in den Jahren 1988 und 1989 in seiner Funktion als Militärarzt für das MfS 
als inoffizieller Mitarbeiter tätig. Seit dem Jahr 1990 war er beim Land Brandenburg beschäftigt. 
Bei einer Befragung verneinte er 1991 wahrheitswidrig die Frage nach einer Mitarbeit für das 
MfS. Nachdem er sich 2016 für die Stelle des Direktors eines Landesinstituts beworben hatte, 
erfuhr das Land von dem Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
von der MfS-Tätigkeit, die von dem Arbeitnehmer erneut geleugnet wurde. Das Land kündigte 
daraufhin das Arbeitsverhältnis fristlos, hilfsweise fristgemäß.

Das LAG hatte in dem Berufungsverfahren nur noch über die fristgemäße Kündigung zu ent­
scheiden. Das Arbeitsgericht hatte bereits rechtskräftig festgestellt, dass die außerordentliche 
Kündigung unwirksam war. Die fristgemäße Kündigung sei nach Ansicht des LAG ebenfalls 
rechtsunwirksam. Das Maß der Verstrickung des Arbeitnehmers in die Tätigkeit des MfS sei als 
eher gering einzuschätzen. Angesichts der langen, unbeanstandet gebliebenen Tätigkeit im 
Landesdienst könne dem Land eine Weiterbeschäftigung zugemutet werden, auch wenn die 
mehrfache Leugnung der – sehr lange zurückliegenden – MfS-Tätigkeit eine Belastung des 
Arbeitsverhältnisses dargestellt habe.

QUELLE  |  LAG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 16.10.2017, 5 Sa 462/17, Abruf-Nr. 199674 unter www.iww.de. 
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ELTERNZEIT

Arbeitgeber muss Ablehnung der Arbeitszeitverringerung 
umfassend begründen
|  Will der Arbeitgeber den Antrag eines Arbeitnehmers zur Verringerung der Arbeitszeit  
während der Elternzeit ablehnen, reicht es nicht aus, nur zu behaupten, es bestehe keine  
Beschäftigungsmöglichkeit für eine entsprechende Teilzeitkraft.  | 

Das hat das Landesarbeitsgericht (LAG) Hessen klargestellt. Die Richter machten deutlich, 
dass an das objektive Gewicht der Ablehnungsgründe erhebliche Anforderungen zu stellen sind. 
So müsse der Arbeitgeber die zugrunde liegenden Tatsachen begründen. Dazu müsse er auf die 
Tätigkeit abstellen, die der Arbeitnehmer zu Beginn der Elternzeit auf seinem Arbeitsplatz aus­
geübt hat. In die erforderliche Darlegung sind alle Aufgaben einzubeziehen, die der Arbeitgeber 
dem Arbeitnehmer aufgrund seines Weisungsrechts übertragen kann. Regelmäßig wird das 
erfordern, dass der Arbeitgeber seinen insoweit bestehenden Gesamtbedarf an Arbeitszeit­
kapazität darlegt und dem die tatsächliche Besetzungssituation gegenüberstellt. Dabei muss 
der Arbeitgeber klarstellen, ob und warum die Arbeitsaufgaben des Arbeitnehmers zum Zeit­
punkt der Ablehnung der Teilzeitbeschäftigung weggefallen sein könnten.

QUELLE  |  LAG Hessen, Urteil vom 3.7.2017, 7 Sa 1341/16, Abruf-Nr. 199282 unter www.iww.de.

WETTBEWERBSVERBOT

Wettbewerbsverbot gilt auch bei gemeinnützigen  
Arbeitgebern
|  Das arbeitsrechtliche Wettbewerbsverbot gilt auch, wenn der Wettbewerber gemeinnützig 
ist und die entsprechenden Leistungen im Rahmen eines Zweckbetriebs ausführt.  |

Das hat das Landesarbeitsgericht (LAG) Hamm klargestellt. In dem Fall hatte sich die Leiterin 
einer Diakoniestation mit ihrem Arbeitgeber überworfen und außerordentlich gekündigt.  
Wenige Tage später nahm sie eine neue Tätigkeit als Pflegedienstleiterin bei einer anderen  
Altenpflegeeinrichtung auf. In der neuen Tätigkeit erbrachte sie dabei in mindestens einem Fall 
Leistungen an eine Patientin, die zuvor von ihrem alten Arbeitgeber betreut worden war. Der 
vorherige Arbeitgeber beantragte eine einstweilige Verfügung, um Wettbewerbshandlungen zu 
unterlassen. Er begründete das damit, dass die außerordentliche Kündigung unbegründet sei 
und das Beschäftigungsverhältnis deswegen noch fortbestanden habe.

Das LAG gab dem alten Arbeitgeber recht. Die Pflegedienstleiterin trat durch ihre Tätigkeit bei 
ihrer neuen Arbeitgeberin in Wettbewerb zu ihm – was sie während des bestehenden Arbeits­
verhältnisses nicht durfte. Solange rechtlich ein Arbeitsverhältnis besteht, ist einem Arbeit­
nehmer grundsätzlich jede Konkurrenztätigkeit zum Nachteil seines Arbeitgebers untersagt. 
Das gilt auch, wenn der neue Arbeitgeber eine gemeinnützige Einrichtung ist, die in keinem 
Wettbewerbsverhältnis zum bisherigen Arbeitgeber steht. Auch für gemeinnützige Betriebe, die 
sich wirtschaftlich betätigen, gelten die normalen wirtschaftlichen und finanziellen Grundsätze 
für am Markt tätige Unternehmen.

QUELLE  |  LAG Hamm, Urteil vom 17.7.2015, 10 SaGa 17/15, Abruf-Nr. 145925 unter www.iww.de.
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STATISTIK

Die Urlaubskrux: Mehr als 47 Prozent der jungen  
Arbeitnehmer in Deutschland lassen Urlaubstage verfallen
|  Im Frühjahr kommt die Zeit, über den nächsten Urlaub nachzudenken. Neue Umfrage­
ergebnisse* von Hotels.com© deuten jedoch darauf hin, dass das Thema Urlaubsbuchung für 
Millennials offenbar nicht im Vordergrund steht: 47 % nehmen nicht ihren gesamten Jahres­
urlaub in Anspruch. Die Befragung von 300 jungen Berufstätigen zeigt, dass mehr als 60  
Prozent sich bei der Arbeit einfach zu beschäftigt und gestresst fühlen, um ihre gesamten 
Urlaubstage in Anspruch nehmen zu können.  |

Die Hotels.com-Umfrage* hatte u. a. folgende Ergebnisse:

�� Fast jeder Zweite (47,67 %) der jungen Berufstätigen nehmen nicht ihren gesamten Jahres­
urlaub in Anspruch. Dabei geben mehr als die Hälfte (60,14 %) an, zu beschäftigt zu sein.

�� Der durchschnittliche Millennial „verschwendet“ fast 8 Tage Jahresurlaub mit Arztterminen 
oder Besuchen von Handwerkern. Das sind 30 % des Urlaubs, der ihnen zusteht.

�� 7 Prozent der Befragten gibt an, vergessen zu haben, Jahresurlaub zu buchen, gleichzeitig 
wünscht sich aber die Mehrheit der Befragten 36 Tage Urlaub pro Jahr, um richtig zu ent­
spannen.

�� 18-34-Jährige geben zu, im Urlaub das Gefühl zu haben, währenddessen auf der Arbeit etwas 
zu verpassen. Fast zwei Drittel der Befragten (70,66 %) gibt an, im Urlaub zu arbeiten, was bei 
einem Drittel (33,67 %) zu Auseinandersetzungen mit dem Partner führt. 

Selbst wenn sie Zeit dafür finden, Urlaub zu nehmen, werden 30 Prozent der Urlaubstage – das 
sind im Schnitt fast 8 Tage – für Beschäftigungen benutzt, die mit Entspannung wenig zu tun 
haben: Dazu gehören zum Beispiel Arbeiten im Haushalt und das Warten auf Paketlieferungen. 
Darüber hinaus nutzen mehr als die Hälfte der Befragten Urlaubstage, um zum Arzt zu gehen 
(52,66 %); auf Handwerker zu warten (28,33 %); Hochzeiten zu besuchen (33 %) oder auf Beerdi­
gungen zu gehen (27,33 %). Da ist es kein Wunder, dass so viele junge Leute (21 %), die Alltags­
termine in ihren Jahresurlaub drücken, zur Arbeit zurückkehren und sich fühlen, als ob sie 
überhaupt keine Pause gehabt hätten.

Passend dazu sind junge Berufstätige der Ansicht, dass sie rund 11 Tage mehr Urlaub benötigen, 
als ihnen zusteht, und wünschen sich 36 Tage statt des durchschnittlichen Anspruchs von 25 
Tagen. Gründe dafür könnten sein, dass sie im Schnitt 4 Tage brauchen, um zu Urlaubsbeginn 
wirklich von der Arbeit „abzuschalten“, und dass mehr als 70 Prozent der Befragten sich auch 
während des Urlaubs mit Arbeit beschäftigen. Dabei nehmen fast doppelt so viele Männer (40,94 
%) wie Frauen (23,7 %) ihre Arbeitslaptops oder -telefone mit in den Urlaub und prüfen ihre  
E-Mails durchschnittlich sieben Mal in einer Woche. Da ist es fast verständlich, dass diese  
Arbeitswut die privaten Beziehungen beeinflusst: Jeder Dritte der Befragten (33,67 %) gibt an, 
sich deswegen mit dem Partner während des Jahresurlaubs gestritten zu haben.

QUELLE  |  obs/hotels.com

* Umfrage von 300 deutschen Erwerbstätigen im Alter zwischen 16 und 35 Jahren, durchgeführt von OnePoll zwischen dem 

23.12.2017 und dem 3.1.2018. Alle in der Veröffentlichung enthaltenen Statistiken stammen aus dieser Umfrage.
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VOB/B

Bauvertragsrecht 2018: VOB/B bleibt unverändert
|  Die VOB/B bleibt auch im Zeitalter des seit 1.1.2018 geltenden – neuen – Bauvertragsrechts 
im BGB unverändert. Es besteht zumindest derzeit kein Aktualisierungsbedarf. Das hat der 
beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit angesiedelte 
Deutsche Vergabe- und Vertragsausschuss für Bauleistungen (DVA) bekannt gegeben.  |

Die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) wird vom DVA, einem von den Inte-
ressengruppen der öffentlichen Auftraggeber und der Auftragnehmer paritätisch besetzten 
Gremium, erarbeitet und fortgeschrieben. In ihr sind Bestimmungen für die Vergabe von Bau-
aufträgen öffentlicher Auftraggeber sowie Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bau-
leistungen geregelt. Der DVA präferiert eine Weiterentwicklung der VOB/B, hält es jedoch für 
erforderlich, zunächst die Diskussion zum BGB-Bauvertrag in der Fachwelt und die Rechtspre-
chung zu beobachten. Eine Neuregelung der VOB/B wären zum aktuellen Zeitpunkt verfrüht. 
Die Praxis müsste sich zeitgleich zum Inkrafttreten des gesetzlichen Bauvertragsrechts im BGB 
auch auf eine veränderte VOB/B einstellen, die erforderliche Rechtssicherheit neuer VOB/B-
Regelungen wäre mangels gesicherter Auslegung des BGB-Bauvertrags jedoch nicht gewähr-
leistet.

QUELLE  | Beschluss zur VOB/B vom 18.1.2018, Abruf-Nr. 199077 unter www.iww.de.

TEILBÜRGSCHAFTEN

Wann kann ein Bauunternehmen Sicherheiten austauschen?
|  Ein Auftragnehmer möchte seinen Sicherheitseinbehalt durch eine Gewährleistungsbürg-
schaft ablösen. Er möchte den Betrag in zwei Bürgschaften aufsplitten. Ist das in irgendeiner 
Form problematisch? Es ist diesbezüglich nichts vertraglich vereinbart.  |

Antwort  |  Das Aufsplitten der Bürgschaft wird man dem Auftragnehmer wohl nicht verwehren 
können. Das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt a.M. hat diese Vorgehensweise für zulässig  
erachtet. 

Dieses Begehren hat in der Regel den Hintergrund, dass der Bürge das Volumen für Einzelbürg-
schaften für den Auftragnehmer limitiert hat. Dann bleibt nur die Möglichkeit zu splitten.  
Vorsicht ist nur angesagt, wenn die Teilbürgschaften unterschiedliche Sicherungszwecke haben 
sollen (also z. B. eine Bürgschaft für Bauteil A und eine für Bauteil B). Davon würden wir  
abraten. Denn wenn Sie dann einen teuren Mangel am Bauteil A haben, haftet dafür nur die eine 
der beiden Bürgschaften. Ihr Auftraggeber hätte dann also nur die halbe Sicherheit. Außerdem 
gibt es Mängel, die sich nicht ohne Weiteres einzelnen Bauteilen zuordnen lassen oder mehrere 
betreffen.

QUELLE  |  OLG Frankfurt a.M., Urteil vom 19.12.2014, 5 U 9/14, Abruf-Nr. 198891 unter www.iww.de.
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MANGEL DER WERKLEISTUNG

Dauerhaft stabiler Farbton als vereinbarte Beschaffenheit
|  Vergilbt nach Ablauf eines halben Jahres nach den Malerarbeiten die verwendete Farbe und 
entspricht damit nicht mehr dem Farbton, den die Parteien vorab auf einer Probefläche  
besichtigt haben, ist dies ein Mangel der Werkleistung.  |

Diese Klarstellung traf der Bundesgerichtshof (BGH). Nach Ansicht der Richter gilt dies auf  
jeden Fall, wenn der Auftraggeber unkundig ist und ohne das Vergilbungsrisikos zu erörtern, 
vor oder bei Vertragsschluss erwarten darf, dass sich der Anstrich nicht nach so kurzer Zeit 
mehr als nur unwesentlich verändern würde. 
 
QUELLE  | BGH, Urteil vom 31.8.17, VII ZR 5/17, Abruf-Nr. 197146 unter www.iww.de.

BESONDERE VERGÜTUNG

Mengenänderungen unverbindlicher Bedarfsposition:  
Kein Recht zur Preisanpassung
|  Das Preisanpassungsrecht nach § 2 Abs. 3 Nr. 2 VOB/B gilt nur, wenn die verbauten Massen 
unerwartet von den in der Leistungsbeschreibung verbindlich vereinbarten Vordersätzen  
abweichen.  |

Hierauf wies der Bundesgerichtshof (BGH) hin. Bei Mengenänderungen einer Bedarfsposition 
kommt eine Preisanpassung nur in Betracht, wenn beide Parteien von einer bestimmten zu 
erwartenden Menge ausgegangen sind. Enthält das Leistungsverzeichnis keine solche verbind-
liche Mengenangabe, ist die Leistung nach dem vereinbarten Vertragspreis abzurechnen. 
 
QUELLE  | BGH, Urteil vom 11.10.2017, XII ZR 8/17, Abruf-Nr. 197597 unter www.iww.de.

VERTRAGSRECHT

Leistungen der technischen Gebäudeausrüstung  
schuldet auch Beratung zu Mietereinbauten

|  Ingenieurbüros, die umfassend mit Leistungen der technischen Gebäudeausrüstung beauf-
tragt sind und sich auch um Mietereinbauten kümmern müssen, haben insgesamt für die 
ordnungsgemäße Planung und Bauüberwachung einzustehen. Sie müssen gegenüber den 
Mietern Beratungsleistungen erbringen, Vorschläge der am Bau Beteiligten würdigen und 
bauordnungs- bzw. öffentlich-rechtliche Vorgaben in allen Bereichen einhalten.  |

Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Hamm im Einvernehmen mit dem Bundegerichtshof 
(BGH) entschieden. Brandschutztechnische Auflagen, die das Gesamtgebäude betreffen und in 
die Bereiche der Mietereinbauten „fachtechnisch hineinragen“, sind mit den Mietern abzustim-
men, um im Ergebnis eine fachgerechte Planungslösung zu erzielen. Der BGH hat die Nicht
zulassungsbeschwerde hiergegen zurückgewiesen.

QUELLE  | OLG Hamm, Urteil vom 18.8.2015, 24 U 76/13, Abruf-Nr. 198911 unter www.iww.de.
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FAMILIEN- UND ERBRECHT

ABSTAMMUNG

Anfechtung der Vaterschaft durch den biologischen Vater
|  Eine Vaterschaftsanfechtung durch den leiblichen Vater setzt voraus, dass zwischen dem 
Kind und seinem rechtlichen Vater keine sozial-familiäre Beziehung besteht. Es gibt keine 
verfassungsrechtlichen Bedenken, das Anfechtungsrecht des leiblichen Vaters auszuschlie-
ßen, wenn zwischen Kind, Mutter und rechtlichem Vater eine sozial-familiäre Beziehung  
besteht.  |

Dies hat der Bundesgerichtshof (BGH) bestätigt. Zwar müsse es dem leiblichen Vater möglich 
sein, die rechtliche Vaterposition zu erlangen. Das gelte aber nur, wenn dem eine schützens-
werte familiäre Beziehung zwischen dem Kind und seinen rechtlichen Eltern nicht entgegen-
steht. Entsprechend habe der Gesetzgeber der in einer sozial-familiären Beziehung gelebten 
Elternschaft des rechtlichen Vaters den Vorrang vor dem grundrechtlich geschützten Interesse 
des leiblichen Vaters eingeräumt, in die rechtliche Elternstellung einzurücken.

Kann der leibliche Vater die bestehende rechtliche Vaterschaft dagegen erfolgreich anfechten, 
führt dies dazu, dass er auch der rechtliche Vater des Kindes ist.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 18.10.2017, XII ZB 525/16, Abruf-Nr. 197749 unter www.iww.de.

VERSORGUNGSAUSGLEICH

Zwangsgeld darf im Versorgungsausgleichsverfahren nur in 
bestimmten Fällen angeordnet werden
|  Im Verfahren um den Versorgungsausgleich darf ein Zwangsgeld gegen einen Ehegatten 
nur verhängt werden, wenn hinreichend deutlich gemacht wurde, welche Handlung er vor-
nehmen soll. Außerdem muss diese genau bezeichnete Handlung für die Durchführung des 
weiteren Verfahrens notwendig sein.  |

Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt a. M. erneut klargestellt. Die Richter machten 
deutlich, dass der zur Auskunft verpflichtete Ehegatte in vielen Verfahren nicht hinreichend  
genau darauf hingewiesen wird, welche Handlung er vornehmen muss. Unzureichend ist z. B. 
der Hinweis, der Versicherungsverlauf sei zu klären. Vielmehr muss der Auskunftspflichtige 
konkret darauf hingewiesen werden, welche Angaben er machen muss. Wenn kein hinreichend 
konkreter Hinweis erfolgt ist, muss der Ordnungsgeldbeschluss auf die sofortige Beschwerde 
hin aufgehoben werden. 

QUELLE  |  OLG Frankfurt a. M., Beschluss vom 5.12.2016, 4 WF 282/16, Abruf-Nr. 197972 unter www.iww.de.
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ERBRECHT

Auch als „Vollmacht“ bezeichnete Schriftstücke können  
Testamente sein
|  Eigenhändig ge- und unterschriebene Schriftstücke können Testamente sein, auch wenn 
die Erblasserin die Schriftstücke nicht mit „Testament“ oder „mein letzter Wille“, sondern mit 
einer anderen Bezeichnung wie z.B. „Vollmacht“ überschrieben hat.  |

Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Hamm in einer Erbstreitigkeit entschieden. Die Erblasse-
rin hatte in einem als „Testament“ überschriebenen Schriftstück bestimmt, dass ihre Schwes-
tern ihr Haus je zur Hälfte erben sollten. Wenige Tage später erteilte sie ihrer Nichte in einem 
mit „Vollmacht“ überschriebenen Schriftstück Vollmacht, „über meinen Bausparvertrag bei der 
… Bausparkasse über meinen Tod hinaus, zu verfügen und sich das Guthaben auszahlen zu 
lassen“ und „über sämtliches Vermögen, welches bei der Volksbank … besteht, über meinen 
Tod hinaus, zu verfügen“. 

Die Beteiligten stritten nun darüber, ob das als „Vollmacht“ bezeichnete Schriftstück ebenfalls 
als Testament anzusehen ist. Die Klägerin sieht das so. Sie hat gemeint, die Erblasserin habe 
ihr die Guthaben als Vermächtnisse zugewandt. Ihre Tante – die Beklagte – hat die Auffassung 
vertreten, die Erblasserin habe der Klägerin lediglich Vollmachten erteilt und ihr keine Ver-
mächtnisse zugewandt.

Die Richter am OLG gaben der Klägerin recht. Die Erblasserin habe ihr die Guthaben bei der 
Volksbank und der Bausparkasse im Rahmen von Vermächtnissen zugewiesen. Die beiden mit 
„Vollmacht“ überschriebenen Schriftstücke seien rechtswirksam errichtete privatschriftliche 
Testamente. Sie seien von der Erblasserin eigenhändig geschrieben und unterschrieben  
worden. Damit würden sie die formalen gesetzlichen Anforderungen an ein privatschriftliches 
Testament erfüllen.

Dabei sei unerheblich, dass die Schriftstücke nicht mit „Testament“ oder „mein letzter Wille“ 
überschrieben seien. Das sei auch nicht erforderlich, weil sie auf einem ernstlichen Testier
willen beruhten. Auf die exakte Wortwahl komme es insofern nicht an. Auch der Text des zuvor 
errichteten Testaments lasse erkennen, dass sich die Erblasserin mit den üblichen Formulie-
rungen letztwilliger Verfügungen nicht ausgekannt habe.

Die Erblasserin habe die Schriftstücke zudem gemeinsam mit dem wenige Tage zuvor errichte-
ten Testament in ihrer Wohnung hinterlegt. Ihr Einsatz im Rechtsverkehr sei aus Sicht der Erb-
lasserin auch nicht notwendig gewesen, nachdem sie ihrer einen Schwester, der Mutter der 
Klägerin, bereits postmortale Vollmachten für die Bankkonten erteilt habe. Die Mutter der  
Klägerin habe als Zeugin zudem glaubhaft bekundet, dass die Erblasserin sie und nicht (auch) 
die Klägerin als ihre Bevollmächtigte angesehen habe.

Vor diesem Hintergrund seien die beiden Schriftstücke so aufzufassen, dass die Erblasserin der 
Klägerin ihre auf den Konten bestehenden Guthaben als Vermächtnisse habe zuwenden wollen. 
Dabei habe sie mangels juristischer Beratung gemeint, dies geschehe bei den Forderungen 
gegen eine Bank dadurch, dass sie postmortale Vollmachten ausstelle. Die Formulierungen in 
dem Text, die Klägerin solle sich die Guthaben auszahlen lassen, spreche ebenfalls für eine 
Zuwendung. Gleiches gilt für die Formulierung, dass sie die Zuwendung behalten solle. 

QUELLE  |  OLG Hamm, Urteil vom 11.5.2017, 10 U 64/16, Abruf-Nr. 199672 unter www.iww.de.
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ERBRECHT

Vom Erbvertrag kann nur bei schweren Verfehlungen  
zurückgetreten werden
|  Haben sich die Parteien im Erbvertrag kein Rücktrittsrecht vorbehalten, ist ein Rücktritt nur 
bei besonders schweren Verfehlungen des Bedachten möglich.  |

Diese Klarstellung traf das Oberlandesgericht (OLG) Köln. In dem Fall hatte der Erblasser mit 
seiner Frau einen Erbvertrag geschlossen, in dem sich beide gegenseitig als Erben eingesetzt 
hatten. Später erklärte er notariell den Rücktritt vom Erbvertrag und setzte seine Kinder als 
Alleinerben ein. Frau und Kinder streiten nun darüber, ob der Rücktritt wirksam war. 

Die Richter am OLG entschieden zugunsten der Ehefrau. Da der Rücktritt im Erbvertrag nicht 
vorbehalten war, wäre lediglich ein Rücktritt wegen Verfehlungen des Bedachten nach § 2294 
BGB in Betracht gekommen. Dort heißt es, dass der Erblasser von einem Erbvertrag zurücktre­
ten kann, wenn sich „der Bedachte einer Verfehlung schuldig macht, die den Erblasser zur 
Entziehung des Pflichtteils berechtigt oder, falls der Bedachte nicht zu den Pflichtteilsberech­
tigten gehört, zu der Entziehung berechtigen würde, wenn der Bedachte ein Abkömmling des 
Erblassers wäre.“ Den Beweis hierfür müssten die Kinder antreten. Ihr Vortrag reiche aber 
nicht aus, um eine solche Verfehlung anzunehmen. Sie behaupten zwar, die Ehefrau habe 
schwere Vergehen zum Nachteil des Erblassers begangen. So habe sie 19.000 EUR von einem 
Konto des Erblassers abgehoben und von diesem Konto Kosten für ihren Pkw sowie persönliche 
Vereinsbeiträge beglichen. Schließlich sei auf diesem Konto ein Dauerauftrag in Höhe von  
monatlich 2.000 EUR eingerichtet worden, sodass die Ehefrau insgesamt mehr als 200.000 EUR 
für sich verwandt habe.

Diese Verfügungen seien nach Ansicht der Richter jedoch nicht geeignet, entsprechende  
Vergehen zu begründen. Die Ehefrau habe lediglich von den ihr eingeräumten Geschäfts­
führungsbefugnissen und Vollmachten Gebrauch gemacht. Ob hierin Vermögensdelikte (bei­
spielsweise eine Untreue) zu sehen sein könnten, setze voraus, dass die im Innenverhältnis 
getroffenen Absprachen und Verträge bekannt seien. Dazu habe die Tochter aber nichts  
Konkretes vorgetragen. 

QUELLE  |  OLG Köln, Beschluss vom 3.7.2017, 2 Wx 147/17, Abruf-Nr. 196736 unter www.iww.de.
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MIETRECHT UND WEG

HAUSORDNUNG

Keine Sonderrechte für Pianisten: Gleiches Recht für alle 
Störer
|  Die Hausordnung einer Wohnungseigentümergemeinschaft über Ruhezeiten darf ohne 
sachlichen Grund nicht bestimmte Störer privilegieren.  | 

Die Hausordnung erlaubte Musik – insbesondere Klavierspielen – nur zu eingeschränkten  
Zeiten. Für anderen Lärm galten andere Zeiten. Unterschiedliche Störungen durch Geräusche 
derart ungleich zu behandeln, ist nicht zulässig, so das Landgericht (LG) Frankfurt a. M. 

QUELLE  | LG Frankfurt a. M., Urteil vom 4.10.2017, 13 S 131/16, Abruf-Nr. 198917 unter www.iww.de.

MIETVERHÄLTNIS

Rauchen auf der Terrasse des Nachbarhauses kann eine 
Störung sein
|  Fühlt sich der Eigentümer eines Reihenhauses durch Zigarettenrauch vom Grundstücks-
nachbarn gestört und ist er dadurch über das gesetzlich bestimmte Maß hinaus beeinträch-
tigt, hat er gegen den Nachbarn einen Unterlassungsanspruch.  |

Hierauf wies das Landgericht (LG) Dortmund hin. Die Richter machten aber auch deutlich, dass 
auch der Nachbar ein Recht habe, auf seinem Grundstück zu rauchen. Daher ist ein Interessen-
ausgleich vorzunehmen. Das LG Dortmund hat dies so gelöst, dass im Drei-Stunden-Takt dem 
rauchenden Nachbarn Rauchzeiten gestattet wurden. 

QUELLE  | LG Dortmund, Urteil vom 8.7.2017, 1 S 451/15, Abruf-Nr. 198918 unter www.iww.de.

MIETMINDERUNG

Nervender Marder spart Miete
|  Stört ein auf dem Dachboden lebender Marder die Nachtruhe des darunter im Dachgeschoss 
wohnenden Mieters durch ständiges lautes Schreien und Kratzen, darf der Mieter die Miete 
um zehn Prozent mindern.  |

So entschied es das Amtsgericht Augsburg. In dem Fall hatte ein Marder die Mieter einer Dach-
geschosswohnung Nacht für Nacht durch Kratzen an der Wohnungsdecke und lautes Schreien 
gequält. Der Vermieter sorgte nicht für Abhilfe. Das Amtsgericht sprach den Mietern daher ein 
Recht zur Mietminderung in Höhe von 10 Prozent der Miete zu.

QUELLE  | Amtsgericht Augsburg, Urteil vom 27.9.2016, 72 C 2081/16, Abruf-Nr. 198238 unter www.iww.de.
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Rauchmelder können gemeinsam beschafft und gewartet 
werden
|  Der Beschluss einer Eigentümergemeinschaft, Rauchmelder einheitlich anzuschaffen und 
zu warten, ist in der Regel nicht ermessensfehlerhaft.  |

So entschied es das Amtsgericht München im Fall eines Eigentümers einer Drei-Zimmer-Woh-
nung in München-Sendling, die nicht genutzt wird. Die Wohnung ist mit Rauchwarnmeldern 
ausgestattet. Die Eigentümerversammlung fasste unter anderem folgenden Beschluss:

„In 2017 erfolgt die Beauftragung der Firma A.(…) für die Wartung und Prüfung von Rauchwarn-
meldern (…). Die Finanzierung der umlagefähigen Maßnahme in Höhe von ca. 3,33 EUR je 
Rauchwarnmelder – insgesamt ca. 1.255,00  EUR – jeweils inkl. MwSt. und Jahr erfolgt über 
laufendes Budget. Die Kostenverteilung erfolgt nach Anzahl pro Wohnung.“

Der Kläger hat den Beschluss angefochten, soweit seine Wohnung betroffen war. Er ist der  
Meinung, dass die Eigentümer ihr Ermessen falsch ausgeübt hätten. Das Interesse der  
Wohnungseigentümergemeinschaft hätte mit dem Interesse des einzelnen Eigentümers  
abgewogen werden müssen. Die Eigentümergemeinschaft handle nicht vernünftig, wenn sie 
ohne Not bereits gekaufte und angebrachte Rauchmelder durch gleichartige Geräte ersetze. 
Die beklagte Eigentümergemeinschaft, vertreten durch die Hausverwalterin, ist der Meinung, 
dass der Beschluss rechtmäßig ist. 

Ihr gab die zuständige Richterin des Amtsgerichts München recht: Der Beschluss sei nicht zu 
beanstanden. Er beinhalte keinen Eingriff in das Sondereigentum des Klägers, da die Rauch-
melder nicht im Sonder-, sondern im Gemeinschaftseigentum stünden. Der Beschluss, dass 
der Verband den Einbau und die Wartung der Rauchwarnmelder an sich ziehe, sei zulässig. 
Auch sei die Pflichtenerfüllung durch die Eigentümergemeinschaft förderlich. Die einheitliche 
Ausstattung mit Rauchwarnmeldern sowie deren einheitliche Wartung führe zu einem hohen 
Maß an Sicherheit. Die Verpflichtung zur Ausrüstung des Objekts mit Rauchwarnmeldern und 
deren Wartung betreffe primär die Verkehrssicherungspflicht des gesamten Objekts. „Nicht 
entscheidungserheblich ist, ob der Kläger in seiner Wohnung bereits Rauchwarnmelder fach-
gerecht installiert hat und diese ausreichend wartet. Selbst in diesem Falle ist der Beschluss 
nicht zu beanstanden, da die Wohnungseigentümer nicht gehalten sind, die Wohnung des  
Klägers von der Maßnahme auszunehmen. Ihnen steht vielmehr ein Ermessensspielraum zu, 
ob und inwieweit sie eine einheitliche Ausrüstung und Wartung beschließen oder nicht“, so das 
Urteil.

QUELLE  |  Amtsgericht München, Urteil vom 8.2.2017, 482 C 13922/16 WEG, Abruf-Nr. 199672 unter www.iww.de.
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VERSICHERUNGSRECHT

Sturmschäden an Fahrzeugen durch umfallende Bäume
|  Fällt während eines Sturms ein Baum um und beschädigt dabei ein Fahrzeug, kommt eine 
Haftung des Baumeigentümers in Betracht. Das gilt jedenfalls dann, wenn bei der jährlichen 
Baumschau Anhaltspunkte für eine Vorschädigung des Baums nicht ausreichend gewürdigt 
wurden.  |

So entschied es das Oberlandesgericht (OLG) Köln.

HINWEIS  |  So ein Schaden kann, wenn die Windstärke 8 erreicht wurde, bevor der Baum  
umfiel, auch über die Teilkaskoversicherung des Fahrzeugs abgerechnet werden. Das wird wohl 
auch sinnvoll sein, denn ein Streit um die Haftung des Baumeigentümers ist regelmäßig eine 
zähe Angelegenheit. Doch nach der Abrechnung mit der Teilkaskoversicherung bleiben ja  
Schadenanteile übrig, z. B. die Selbstbeteiligung, die Wertminderung und der Ausfallschaden. 
Die können dann unter Haftpflichtgesichtspunkten geltend gemacht werden.

QUELLE  |  OLG Köln, Urteil vom 11.5.2017, 7 U 29/17, Abruf-Nr. 197489 unter www.iww.de.

HAFTUNGSRECHT

Vorsicht beim Einsteigen in die U-Bahn
|  Wer trotz Signalton und blinkender roter Warnlampe noch in eine U-Bahn einsteigen will 
und dabei in der Tür eingeklemmt wird, hat keinen Anspruch auf Schmerzensgeld.  |

Das musste sich ein Mann vor dem Landgericht (LG) Nürnberg-Fürth sagen lassen. Er hatte den 
U-Bahn-Betreiber auf Schmerzensgeld verklagt. Nach seinen Angaben war er beim Einsteigen 
von der Tür eingeklemmt worden und hatte dabei einen Rippenbruch erlitten. Das Amtsgericht 
Nürnberg hat die Klage abgewiesen. Aus der Videoaufzeichnung ergebe sich, dass der Mann 
den U-Bahn-Wagen betreten wollte, als bereits die Warnlichter blinkten. Er sei dann kurzfristig 
in der Tür eingeklemmt worden. Hierfür hafte der U-Bahn-Betreiber jedoch nicht. Er habe keine 
Verkehrssicherungspflicht verletzt. Die optischen und akustischen Warnhinweise kurz vor dem 
Schließen der Wagentüren seien eine hinreichende Sicherheitsvorkehrung. Zudem habe der 
Einklemmschutz funktioniert. Aus dem Video sei ersichtlich, dass der Mann nur ganz kurz ein-
geklemmt worden sei. Die Türen hätten sich sofort wieder geöffnet. Der Mann habe den Unfall 
allein verursacht, da er auf Biegen und Brechen die U-Bahn noch habe erreichen wollen.

Gegen dieses Urteil hat der Mann Berufung beim LG eingelegt. Diese hat er aber nach einem 
Hinweis des Gerichts zurückgenommen. Das LG teilte die rechtliche Würdigung des Amts
gerichts. Es seien nach Ansicht des Gerichts nur solche Sicherungsmaßnahmen erforderlich, 
die bei umsichtiger, gewissenhafter und verständiger Betrachtung ein in vernünftigen Grenzen 
vorsichtiger Angehöriger des jeweiligen Verkehrskreises für erforderlich halte. Es sei nicht  
erforderlich, Dritte vor solchen Gefahren zu schützen, welche diese ohne Weiteres selbst  
erkennen und vermeiden können. Wer sich durch eine für alle erkennbar schließende Tür  
dränge, müsse damit rechnen, eingeklemmt zu werden.

QUELLE  |  Amtsgericht Nürnberg, Urteil vom 22.8.2017, 239 C 7131/16, Abruf-Nr. 199671 unter www.iww.de.
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Ungebührliches Verhalten bei Gericht kann bestraft werden
|  Vor Gericht sollte man sich benehmen, sonst droht ein Ordnungsgeld wegen „Ungebühr“.  |

Dies hat jetzt das Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg bekräftigt. Betroffen war ein Mann, der 
als Zeuge in einem Strafverfahren vor dem Amtsgericht aussagen sollte. Als sich der Staatsan-
walt äußern wollte, wurde der Zeuge laut und aggressiv. Er fuhr den Staatsanwalt an, er habe 
sich nicht einzumischen, die Richterin würde die Fragen stellen.

Auf Anregung des Staatsanwalts verhängte die Richterin gegen den Zeugen ein Ordnungsgeld 
in Höhe von 200 EUR. Hiergegen rief der Mann das OLG an, das jetzt die Entscheidung bestätigt 
hat. Eine Ungebühr des Mannes stehe völlig außer Frage. Unter dem Begriff „Ungebühr“ ver-
stehe das Gesetz einen erheblichen Angriff auf die Ordnung in der Sitzung, auf den „Gerichts-
frieden“ und damit auf die Ehre und die Würde des Gerichts. Selbst wenn der Zeuge nachvoll-
ziehbar sehr erregt gewesen sei, sei es für ein Gericht nicht hinnehmbar, wenn ein Zeuge in 
aggressiver Weise versuche, den Staatsanwalt zu maßregeln. Dies stelle zugleich eine Missach-
tung des Gerichts dar. Ein Zeuge dürfe dem Staatsanwalt nicht sein Fragerecht abschneiden. Es 
sei allein Sache des Richters, den Beteiligten das Wort zu erteilen oder zu entziehen, so der 
Senat.

QUELLE  |  OLG Oldenburg, Beschluss vom 30.5.2017, 1 Ws 245/17, Abruf-Nr. 199670 unter www.iww.de.

FINANZEN

Gerichtskosten können in Bayern künftig bequem mit dem 
Smartphone bezahlt werden

|  In Bayern können ab sofort Gerichtkostenrechnungen auch mit dem Handy gezahlt werden.  |

Das wird möglich, da die Landesjustizkasse Bamberg künftig die Rechnungen mit GiroCode 
übersendet. Die Landesjustizkasse Bamberg ist zuständig für die Einziehung und Beitreibung 
aller bayerischen Gerichtskostenforderungen, beispielsweise Grundbuchgebühren und Pro-
zesskosten. Um die Zahlung für die Bürger möglichst einfach zu gestalten, liegt jeder Rechnung 
ein Überweisungsbeleg mit vorgedruckten Bankdaten und Kostenbetrag bei. Seit diesem Jahr 
besteht nun mittels eines aufgedruckten GiroCodes auch die Möglichkeit, die Rechnungsdaten 
einfach mit dem Smartphone mit einer Banking-App zu erfassen und so die Zahlung ohne große 
Aufwände vorzunehmen. Dies gilt ebenso für die Bezahlung von Geldstrafen und Geldbußen.

Die Landesjustizkasse Bamberg möchte damit zeitgemäße Zahlungsmöglichkeiten eröffnen 
und die Kostenschuldner, die ihre Bankgeschäfte in der Regel online oder am SB-Terminal der 
Bank tätigen, ansprechen. Bei ca. 1,5 Millionen erstellten Rechnungen im Jahr ist somit ein 
weiterer Schritt zu einer schnelleren und effizienteren Zahlungsabwicklung getan. Den bewähr-
ten Überweisungsbeleg wird es dabei selbstverständlich nach wie vor geben.

„Für die Zukunft gilt es nun, mit der Entwicklung digitaler Lösungen, wie zum Beispiel der  
E-Rechnung und dem E-Payment, die Bürgerfreundlichkeit weiter zu verbessern und die Justiz 
damit noch stärker an den modernen Zahlungsverkehr anzubinden“, erklärt Andreas Hofmann, 
Leiter der ADV-Stelle bei der Landesjustizkasse Bamberg.

QUELLE  |  OLG Bamberg
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REISERECHT

Erstattung des Reisepreises nach Änderung der  
Reiseleistung durch Reiseveranstalter
|  Gibt es seitens des Reiseveranstalters eine erheblichen Änderung einer wesentlichen  
Reiseleistung, kann der Reisende vom Reisevertrag zurücktreten. 

Das musste sich ein Reiseveranstalter vor dem Bundesgerichtshof (BGH) sagen lassen, nach-
dem der Reisende vom Vertrag zurückgetreten war. Gestritten wurde um eine China-Rundreise. 
Nach dem Reiseverlauf waren für die dreitägige Dauer des Aufenthalts in Peking verschiedene 
Besichtigungen vorgesehen. Eine Woche vor der geplanten Abreise teilte der Reiseveranstalter 
per Email mit, dass aufgrund einer Militärparade die Verbotene Stadt und der Platz des Himm-
lischen Friedens in Peking nicht besichtigt werden könnten. Stattdessen wurde ein Besuch des 
Yonghe-Tempels angeboten. Die Kläger erklärten daraufhin den Rücktritt vom Reisevertrag. Sie 
haben die Rückzahlung des Reisepreises in Höhe von 3.298 EUR geltend gemacht. 

Der BGH hat die Entscheidungen der Vorinstanzen bestätigt. Darin wurde der Reiseveranstalter 
verurteilt, den Reisepreis zu erstatten. Die Richter verwiesen darauf, dass ein Reisender vom 
Reisevertrag zurücktreten könne, wenn sich der Reisepreis um mehr als fünf Prozent erhöht 
oder sich – wie hier – eine wesentliche Reiseleistung erheblich ändert.

Der Reisende müsse zwar geringfüge Abweichungen hinnehmen. Darüber hinaus dürfe eine 
Leistung aber nur nachträglich geändert werden, wenn der Reiseveranstalter sich dies im  
Reisevertrag rechtswirksam vorbehalten hat. Dafür komme regelmäßig nur eine entsprechende 
Klausel in den allgemeinen Reisebedingungen des Veranstalters in Betracht. Im Streitfall fehlte 
es an einem wirksamen Vorbehalt. Die Änderungsklausel in den allgemeinen Reisebedingun-
gen des beklagten Reiseveranstalters sei  nach Ansicht des BGH unwirksam. Der Reisever
anstalter könne sich nach dem Gesetz nur solche Leistungsänderungen vorbehalten, die unter 
Berücksichtigung der Interessen des Reiseveranstalters für den Reisenden zumutbar sind.  
Zumutbar seien nur Änderungen aufgrund von Umständen, die nach Vertragsschluss eintreten 
und für den Reiseveranstalter bei Vertragsschluss auch nicht vorhersehbar sind. Außerdem 
dürften sie den Charakter der Reise nicht verändern. Beide Schranken würden in der Klausel 
nicht zum Ausdruck kommen. 

Jedenfalls unter Berücksichtigung der fehlenden vertraglichen Grundlage für Leistungsände-
rungen liegt nach Ansicht der Richter im Streitfall eine erhebliche Änderung einer wesentlichen 
Reiseleistung vor. Wenn sie sich mangels vertraglicher Grundlage zugleich als Mangel der  
Reise darstellt, kann die Änderung einer wesentlichen Reiseleistung schon dann als erheblich 
anzusehen sein, wenn sie das Interesse des Reisenden daran, dass die Reise wie vereinbart 
erbracht wird, mehr als geringfügig beeinträchtigt. Der Besuch der Verbotenen Stadt und des 
Platzes des Himmlischen Friedens als einer der bekanntesten Sehenswürdigkeiten Pekings 
und Chinas stellte bereits für sich genommen eine wesentliche Reiseleistung dar. Sie wurde 
durch den Wegfall dieser Programmpunkte und ihren Ersatz durch den Besuch eines wenn 
auch bekannten Tempels mehr als nur geringfügig beeinträchtigt. 

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 16.1.2018, X ZR 44/17, Abruf-Nr. unter 199669 www.iww.de.
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FAHRVERBOT

Wer Einspruch einlegt, darf nicht dafür bestraft werden 

|  Hat ein Betroffener von ihm zustehenden Verteidigungsmöglichkeiten Gebrauch gemacht (z. B. 
Einspruch gegen den Bußgeldbescheid), darf ihm dies nicht zum Nachteil angerechnet werden 
bei der Frage, ob im Einzelfall ein Absehen vom Fahrverbot oder eine sonstige Fahrverbots­
privilegierung in Betracht kommt.  |

Auf diesen eigentlich selbstverständlichen Verfahrensgrundsatz musste das Oberlandesgericht 
(OLG) Bamberg hinweisen. Die Vorinstanz hatte dem Beschuldigten aus mehreren Gründen  
versagt, von einem Regelfahrverbot abzusehen. Zu Unrecht, fanden die Richter am OLG. Sie 
machten in ihrer Entscheidung ebenfalls deutlich: Eine Fahrverbotsprivilegierung durfte hier 
auch nicht mit der Begründung versagt werden, der Betroffene habe den Härtefall selber her­
vorgerufen. Es kann ihm nicht angelastet werden, dass er mit Blick auf den Antritt eines neuen 
Arbeitsverhältnisses den Bußgeldbescheid nicht hingenommen hat. Er musste das Fahrverbot 
nicht noch vor Antritt der neuen Tätigkeit verbüßen. Zwar drohte durch das Fahrverbot eine 
konkrete Kündigung des neuen Arbeitsverhältnisses, wenn das Fahrverbot nach dessen Antritt  
verbüßt werden müsste. Auch wenn dies drohte, durfte sich der Betroffene gleichwohl gegen 
den Bescheid zur Wehr setzen. Andernfalls würde auch hier ein zulässiges Verteidigungsver­
halten zum Nachteil des Betroffenen verwertet werden.

QUELLE  |  OLG Bamberg, Beschluss vom 9.11.2017, 3 Ss OWi 1556/17, Abruf-Nr. 199279 unter www.iww.de.

UNFALLSCHADENSREGULIERUNG

Geschädigter muss vor dem Abschleppauftrag keine  
Marktforschung betreiben
|  Der Geschädigte muss keine Marktforschung hinsichtlich der vom Abschleppunternehmer 
berechneten Preise betreiben. Das sei ihm in der Unfallsituation nicht zuzumuten, entschied 
das Amtsgericht Stuttgart.  |

Das Urteil spricht auch noch zwei Selbstverständlichkeiten aus:

�� Die Polizei fungiert bei der Benachrichtigung des Abschleppunternehmers als Bote des  
Geschädigten. Sie hat in der Regel keine Auftraggeberfunktion.

�� Rechnet der Abschleppunternehmer überhöht ab, kann der Versicherer den überhöhten  
Betrag vom Abschleppunternehmer zurückfordern. Grundlage kann eine Abtretung der 
Rückforderungsansprüche vom Geschädigten an den Versicherer sein. Der Geschädigte  
jedenfalls ist zu schützen.

QUELLE  |  Amtsgericht Stuttgart, Urteil vom 21.11.2017, 43 C 723/17, Abruf-Nr. 198523 unter www.iww.de.
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Kosten für Entfernung von Reparaturschmutz sind zu  
erstatten
|  Der Geschädigte muss nicht hinnehmen, dass sein Unfallwagen bedingt durch die Repara­
tur verschmutzt wird. Wenn die reparaturausführende Werkstatt die Reinigungsarbeiten  
berechnet, sind ihm daher entsprechende Schadenkosten entstanden. Der Haftpflichtver­
sicherer muss sie erstatten.  |

So urteilte das Amtsgericht Landau in der Pfalz. Nach Ansicht des Gerichts ist es dabei auch 
unerheblich, ob manche andere Werkstätten für die Reinigung des Fahrzeugs im Hinblick auf 
unfall- oder reparaturbedingte Verschmutzungen nichts berechnen.

QUELLE  |  Amtsgericht Landau in der Pfalz, Urteil vom 10.9.2017, 6 C 724/17, Abruf-Nr. 198886 unter www.iww.de.

HAFTUNGSRECHT

Beim Auffahrunfall ist nicht immer der Auffahrende alleine 
schuld
|  „Wenn´s hinten kracht, gibt´s vorne Geld.“ Diese Weisheit in Verkehrsunfallsachen hat 
meist seine Berechtigung. Aber eben nicht immer, weil es auf den Einzelfall ankommt.  |

Das zeigt eine Entscheidung des Oberlandesgerichts (OLG) Oldenburg. Dort hatte ein Autofahrer 
stark abgebremst und war dann in seine Hauseinfahrt eingebogen. Die beiden nachfolgenden 
Fahrer konnten noch gerade rechtzeitig abbremsen. Das gelang dem dritten nachfolgenden 
Fahrer nicht. Er fuhr auf das vorausfahrende Auto auf.

Die Richter am OLG werteten die Verschuldensanteile mit 2/3 aufseiten des Auffahrenden und 
1/3 auf Seiten des Abbremsers. Zwar spreche der erste Anschein gegen den Auffahrenden. Man 
müsse immer damit rechnen, dass ein vorausfahrendes Auto abrupt anhalte, zum Beispiel, weil 
ein Kind auf die Fahrbahn laufe. Den beiden vorausfahrenden Autos sei es schließlich auch  
gelungen, noch rechtzeitig abzubremsen.

Vorliegend treffe aber auch den Abbremser ein erhebliches Mitverschulden. Die Zeugen hätten 
berichtet, dass er eine „Vollbremsung aus dem Nichts“ gemacht und dazu noch nicht einmal 
geblinkt habe. Hintergrund war wohl, dass sich der Fahrer durch einen Überholversuch seines 
Hintermannes provoziert gefühlt und diesen durch das plötzliche Abbremsen habe maßregeln 
wollen, so der Senat. Bei einem solchen Verhalten müsse er sich ein Mitverschulden anrechnen 
lassen. Dieses bewertete der Senat im konkreten Fall mit 1/3.

QUELLE  |  OLG Oldenburg, Urteil vom 26.10.2017, 1 U 60/17, Abruf-Nr. 199668  unter www.iww.de.
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Verkehrsrecht

VERWALTUNGSRECHT

Stillgelegtes Auto durfte nicht sofort abgeschleppt werden
|  Bevor die Behörde ein stillgelegtes Fahrzeug abschleppen lässt, muss sie erst versuchen, 
den Eigentümer zu ermitteln und ihn zum Entfernen des Fahrzeugs auffordern.  |

Diese Klarstellung traf das Oberverwaltungsgericht (OVG) Nordrhein-Westfalen im Fall eines 
Fahrzeughalters. Der hatte sein zwar noch angemeldetes, aber von Amts wegen stillgelegtes 
Kraftfahrzeug auf dem Seitenstreifen einer Straße abgestellt. Polizeibeamte hatten daraufhin 
die Dienstsiegel von den noch vorhandenen Nummernschildern entfernt. Zugleich hatten sie 
einen Aufkleber mit der Aufforderung angebracht, es binnen einer bestimmten Frist aus dem 
öffentlichen Straßenraum zu entfernen. Später ließ die Stadt Düsseldorf das Fahrzeug  
abschleppen und verwahren. Dafür verlangte sie vom Eigentümer rund 175 EUR. Dessen Klage 
gegen den Gebührenbescheid hatte beim Verwaltungsgericht Erfolg. Das OVG bestätigte die 
Entscheidung und lehnte das Rechtsmittel der Stadt ab.

Zur Begründung haben die Richter ausgeführt: Die Voraussetzungen für einen Sofortvollzug 
hätten nicht vorgelegen. Für die Stadt Düsseldorf wäre es möglich und zumutbar gewesen,  
anhand der noch vorhandenen entstempelten Kennzeichen zunächst den vorrangig verantwort-
lichen Halter als Adressat einer möglichen Ordnungsverfügung zu ermitteln. Ihn hätten sie erst 
auffordern müssen, das Fahrzeug zu entfernen. Der damit verbundene Aufwand mache es nicht 
unzumutbar, das von Gesetzes wegen im Regelfall vorgesehene Verwaltungsverfahren durch
zuführen. Der Sofortvollzug sei nur in Ausnahmefällen bei außergewöhnlicher Dringlichkeit  
zulässig. Hierzu stehe eine Verwaltungspraxis, die pauschal alle Fälle der Beseitigung nicht 
zugelassener Kraftfahrzeuge im Wege des sofortigen Vollzugs behandle und damit den Aus
nahmefall zur Regel mache, im offensichtlichen Widerspruch. Präventive Erwägungen, wie sie 
die Beklagte im Hinblick auf die negative Vorbildwirkung anführe, begründeten die außerge-
wöhnliche Dringlichkeit ebenso wenig wie die Gefahr von Diebstahl und Vandalismus. Das gelte 
vor allem, da hier ein Zeitraum von elf Tagen bis zum Abschleppen in Kauf genommen worden 
sei. Der Behörde stünden auch rechtliche Möglichkeiten offen, das Verfahren zu beschleunigen. 
Dies war hier durch die Verwaltungspraxis im Zusammenwirken von Polizei und Stadt deutlich 
in die Länge gezogen worden. Die Stadt habe erst nach Ablauf der von der Polizei auf dem  
farbigen Aufkleber vermerkten Frist und einer Nachkontrolle durch die Polizei Kenntnis von 
dem ordnungswidrig abgestellten Fahrzeug erhalten. Dabei sei die letzte Halteranschrift nicht 
mitgeteilt worden. Es seien aber keine Anhaltspunkte dafür ersichtlich gewesen, dass der  
Halter des Fahrzeugs seiner Verpflichtung zur Beseitigung nicht nachkommen werde. Dafür 
spreche auch nicht, dass der den von der Polizei angebrachten Aufkleber nicht befolgt habe. Es 
stehe nämlich  nicht fest, dass er hiervon überhaupt Kenntnis erlangt habe.

QUELLE  |  OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 1.12.2017, 5 A 1467/16, Abruf-Nr. 199667 unter www.iww.de. 



ABSCHLIESSENDE HINWEISE

Berechnung der Verzugszinsen
|  Für die Berechnung der Verzugszinsen ist seit dem 1. Januar 2002 der Basiszinssatz nach 
§ 247 BGB anzuwenden. Seine Höhe wird jeweils zum 1. Januar und 1. Juli eines Jahres neu 
bestimmt. Er ist an die Stelle des Basiszinssatzes nach dem Diskontsatz-Überleitungsgesetz 
(DÜG) getreten.  |

Der Basiszinssatz für die Zeit vom 1. Januar 2018 bis zum 30. Juni 2018 beträgt -0,88 Prozent. 
Damit ergeben sich folgende Verzugszinsen:

�� für Verbraucher (§ 288 Abs. 1 BGB): 4,12 Prozent
�� für einen grundpfandrechtlich gesicherten Verbraucherdarlehensvertrag (§ 497 Abs. 1 BGB): 
1,12 Prozent

�� für den unternehmerischen Geschäftsverkehr (§ 288 Abs. 2 BGB): 8,12 Prozent

Nachfolgend ein Überblick zur Berechnung von Verzugszinsen (Basiszinssätze).

ÜBERSICHT /    Basiszinssätze
Zeitraum Zinssatz
01.07.2017 bis 31.12.2017 -0,88 Prozent
01.01.2017 bis 30.06.2017 -0,88 Prozent
01.07.2016 bis 31.12.2016 -0,88 Prozent
01.01.2016 bis 30.06.2016 -0,83 Prozent
01.07.2015 bis 31.12.2015 -0,83 Prozent
01.01.2015 bis 30.06.2015 -0,83 Prozent
01.07.2014 bis 31.12.2014 -0,73 Prozent
01.01.2014 bis 30.06.2014 -0,63 Prozent
01.07.2013 bis 31.12.2013 -0,38 Prozent
01.01.2013 bis 30.06.2013 -0,13 Prozent
01.07.2012 bis 31.12.2012 0,12 Prozent
01.01.2012 bis 30.06.2012 0,12 Prozent
01.07.2011 bis 31.12.2011 0,37 Prozent
01.01.2011 bis 30.06.2011 0,12 Prozent
01.07 2010 bis 31.12.2010 0,12 Prozent
01.01.2010 bis 30.06.2010 0,12 Prozent
01.07 2009 bis 31.12.2009 0,12 Prozent
01.01.2009 bis 30.06.2009 1,62 Prozent
01.07.2008 bis 31.12.2008 3,19 Prozent
01.01.2008 bis 30.06.2008 3,32 Prozent
01.07.2007 bis 31.12.2007 3,19 Prozent
01.01.2007 bis 30.06.2007 2,70 Prozent
01.07.2006 bis 31.12.2006 1,95 Prozent
01.01.2006 bis 30.06.2006 1,37 Prozent
01.07.2005 bis 31.12.2005 1,17 Prozent
01.01.2005 bis 30.06.2005 1,21 Prozent
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Wirtschaftsrecht

Steuern und Beiträge  
Sozialversicherung:  
Fälligkeitstermine in 03/2018
|  Im Monat März 2018 sollten Sie insbesondere folgende Fälligkeitstermine beachten:  |

Steuertermine (Fälligkeit):
�� Umsatzsteuer (Monatszahler): 12.3.2018

�� Lohnsteuer (Monatszahler): 12.3.2018

�� Einkommensteuer (vierteljährlich): 12.3.2018

�� Kirchensteuer (vierteljährlich): 12.3.2018

�� Körperschaftsteuer (vierteljährlich): 12.3.2018

Bei einer Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens drei Tage vor dem Fäl-
ligkeitstermin vorliegen. 

Beachten Sie  |  Die für alle Steuern geltende dreitägige Zahlungsschonfrist bei einer verspäte-
ten Zahlung durch Überweisung endet am 15.3.2018. Es wird an dieser Stelle nochmals darauf 
hingewiesen, dass diese Zahlungsschonfrist ausdrücklich nicht für Zahlung per Scheck gilt.

Beiträge Sozialversicherung (Fälligkeit):
Sozialversicherungsbeiträge sind spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Mo-
nats fällig, für den Beitragsmonat März 2018 am 27.3.2018.


